
1). B ei,blatt 

102/ J ;. n f r. a g e 
der Abg. Dr~ X rau s und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Entsohiidigun, tÜI' Besatzungs80häden durch die liep'ub1ik Öaterrelch 

auf Grund des Übereinkommens vom 27.6.1947 mit den Vereinigten Staaten Ton 
Amerika. 

... ......... -
i.uf Grund dee Übereinkemmene vom 27.6.1947 haben eicA die Vereinigten 

. . ~ 

Staaten von Amerika verpfliohtet, an Österreioh einen Betrag von 308,382'590 

S, umgereohnet naoh dem damaligen Do11arkurs 1.10, zur VerfüßUDi zu stellen. 

nie Republik österreioh hat eioh ihrerseits auf Grund dieses Ubereinkommens 

v~rpfliohtet, alle Forderungen i#rer Staatsbürger gegen die Streitkräfte der 

US ~us dem Verluste der Besohädigung, Verniohtung und ~enützung von immobilen 

Gütern sowie Mietzinsforderungen, die in der Zeit vom. 9. April 1945 bis zum 

30. Juni 1947 entstanden sind, zur Gänze zu befriedigen. 

Bis zum heutigen Tage ist die Republik Österreioh ihren Verpfliohtunge~ 

die sie aus diesem Abkomm8n ihren Staatsbürgern gegenüber übernommen hat, 

in keiner Weise nachgekommen. 

Dies gesohah in der Regel unter Hinweis auf den Standpunkt des ~bersten 

Geriohtshofes, der erklärt hat, daß'dem Übereinkommen vom 27.6.1947 der C~ 

rakter eines staatsvertrages zukomme und daher zur innerstaatlichen Gültig­

keit eines Gesetzesbesohlusses duroh den Nati.nalrat bedarfe. Bis zum heuti-

.gen Tage ist aber dem Nationalrat das Übere1nkomme~ ebenfalls niohtvorge­

legt worden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten kommen auf Grund dieser Tatsaohe zur 
Annahme, daß die dem Abkommen zugrunde lie~ende Entsohädigungssumme, die 
o~ne ·ausreiohende Sohätzull8sgrundlage und ohne Mitwirkung der Geschädigten 
erstellt wurde, viel zu gering ist und in keinem Verhältn1ezu den Ansprü­
cheh der Geschädigten steht. Da wohl kaum ein Zweifel besteht, daß es vor 
allem diese Umstände sind, welohe die rechta- und siiltenwidrige Verzögerung 
vertraglich übern~mmener Verpflichtungen verursacht haben, riohten die un­
terzeichneten Abgeordneten an den Herrn Bundesministe~ für Finanzen die 

A n f r § gel 

1. Naoh welohen Grundlegenwurde die Summe von 308,382.590 8 ermittelt, 
mit d~r sioh die Bundesregierung gegenüber den Vereinigten Staaten für die 
v.m 9.4.1945 bis 30,6.1947 entstandenen Schäden rür abgefunden erklärt hat? 

~. Ist die :Sundesregiemng bereit, unter Nachweis der bedeutend höheren 
Sohäden mit dem US-Element über eine Naohzahlung zu verhandeln, die ausrei~ 
oten würde, um die geschädigten Staatsbürger wenigstens annäherhd schadlos 
zu· halten? . 

3. Wann und welche Maßnahmen gedenkt der Herr Bundesminister für Finan­
.en zu ergreifen, um das .Abkommen vom 27.6.1947 und die der Republik daraus 
erwachsenden Vr:rpfliohtungen gegenüber den nun sohon seohs Jahre hingehal­
tenen schwer geachädigten Staatsbürgern reohtswirksem zu maohen.? ... -.... -.-
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